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6 3 5 . Deklaration über den vorläufigen Beitritt der Philippinen zum Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommen

6 3 6 . Neunte Niederschrift (Procès-Verbal) betreffend die Verlängerung der Deklaration über den
vorläufigen Beitritt Tunesiens zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen

6 3 7 . Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Tschechoslowakischen Sozialistischen
Republik über das Verfahren zur Untersuchung von Vorfällen an der gemein-
samen Staatsgrenze

6 3 8 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Tunesien über Technische
Hilfe

635.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

DEKLARATION ÜBER
DEN VORLÄUFIGEN BEI-
TRITT DER PHILIPPINEN

ZUM ALLGEMEINEN
ZOLL- UND HANDELSAB-

KOMMEN

Die Regierung der Philippinen
und die anderen Regierungen,
für die diese Deklaration ange-
nommen wurde (die letzteren
Regierungen im folgenden als
„teilnehmende Regierungen" be-
zeichnet) sowie die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft,

IN DER ERWÄGUNG, daß
die Regierung der Philippinen
am 14. Feber 1973 ein formelles
Ansuchen um vorläufigen Bei-
tritt zum Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommen (im folgen-
den als das „Allgemeine Abkom-
men" bezeichnet) gestellt hat
und daß die Regierung der
Philippinen bereit sein wird,
während der Multilateralen
Handelsverhandlungen, die im
September 1973 eingeleitet wer-
den sollen, die Zollverhandlun-
gen mit Vertragsparteien zu
führen, die einem Beitritt nach
Artikel XXXIII voranzugehen
haben,
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IN DER ERWÄGUNG, daß
es wünschenswert erscheint, die
Philippinen einzuladen, als einen
Schritt in Richtung auf ihren
möglichen Beitritt gemäß Arti-
kel XXXIII dem Allgemeinen
Abkommen vorläufig beizutre-
ten:

1. ERKLÄREN, daß, solange
der Beitritt der Philippinen zum
Allgemeinen Abkommen nach
den Bestimmungen des Arti-
kels XXXIII, dem der Abschluß
von Zollverhandlungen mit Ver-
tragsparteien des Allgemeinen
Abkommens im Rahmen der
Multilateralen Handelsverhand-
lungen vorangehen wird, in
Schwebe ist, die Handelsbezie-
hungen zwischen den teilneh-
menden Regierungen sowie der
Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und den Philippinen nach
Maßgabe der nachstehenden Be-
dingungen auf dem Allgemeinen
Abkommen basieren werden:

(a) Die Regierung der Philip-
pinen wendet vorläufig und vor-
behaltlich der Bestimmungen
dieser Deklaration (i) die Teile I,
III und IV des Allgemeinen Ab-
kommens und (ii) Teil II des
Allgemeinen Abkommens im
größtmöglichen Ausmaß an, das
mit ihren am Tage des Datums
dieser Deklaration bestehenden
Rechtsvorschriften vereinbar ist;
die Verpflichtungen, die im Ar-
tikel I Absatz 1 des Allgemeinen
Abkommens gemäß einer Bezug-
nahme auf Artikel III enthalten
sind, sowie die Verpflichtungen,
die im Artikel II Absatz 2 lit. (b)
gemäß einer Bezugnahme auf
Artikel VI enthalten sind, wer-
den für die Zwecke dieser Ziffer
als zum Teil II des Allgemeinen
Abkommens gehörig angesehen.

(b) Während die Philippinen
auf Grund der Meistbegünsti-
gungsbestimmungen des Arti-
kels I des Allgemeinen Abkom-
mens in den Genuß der Zuge-
ständnisse gelangen, die in den
Listen im Anhang zum Allge-
meinen Abkommen enthalten
sind, erhalten sie keine unmittel-
baren Rechte bezüglich dieser
Zugeständnisse, sei es auf Grund
der Bestimmungen des Arti-
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kels II, sei es auf Grund der Be-
stimmungen irgendeines anderen
Artikels des Allgemeinen Ab-
kommens.

(c) In den Fällen, in denen
Artikel V Absatz 6, Artikel VII
Absatz 4 lit. (d) und Artikel X
Absatz 3 lit. (c) des Allgemeinen
Abkommens auf das Datum
jenes Abkommens Bezug neh-
men, ist für die Philippinen das
Datum dieser Deklaration anzu-
wenden.

(d) Die von den Philippinen
anzuwendenden Bestimmungen
des Allgemeinen Abkommens
sind diejenigen, die in dem Text
enthalten sind, welcher der
Schlußakte der zweiten Tagung
des Vorbereitenden Komitees
der Konferenz der Vereinten
Nationen für Handel und Be-
schäftigung angeschlossen ist,
und zwar in der durch solche
Übereinkommen berichtigten,
verbesserten, ergänzten oder auf
andere Weise geänderten Fas-
sung, die am Tage des Datums
dieser Deklaration in Kraft ste-
hen.
2. ERSUCHEN die VER-
TRAGSPARTEIEN des Allge-
meinen Abkommens (im fol-
genden als die „VERTRAGS-
PARTEIEN" bezeichnet), die
für die Durchführung dieser
Deklaration erforderlichen
Maßnahmen zu treffen.

3. Diese Deklaration, die von
den VERTRAGSPARTEIEN
mit Zweidrittelmehrheit geneh-
migt wurde, wird beim General-
direktor der VERTRAGSPAR-
TEIEN hinterlegt. Sie liegt zur
Annahme, durch Unterzeich-
nung oder in anderer Weise,
durch die Philippinen, durch
Vertragsparteien des Allgemei-
nen Abkommens, durch jede
Regierung, die dem Allgemeinen
Abkommen vorläufig beigetre-
ten ist, sowie durch die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft
auf.

4. Diese Deklaration tritt zwi-
schen den Philippinen und jeder
teilnehmenden Regierung sowie
der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft am dreißigsten Tag
nach dem Tag ihrer Annahme



2510 170. Stück — Ausgegeben am 31. Oktober 1974 — Nr. 636

durch die Philippinen und die
betreffende Regierung sowie
durch die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft in Kraft. Sie
bleibt in Kraft, bis die Regie-
rung der Philippinen dem All-
gemeinen Abkommen nach den
Bestimmungen des Arti-
kels XXXIII beitritt oder bis
31. Dezember 1975, je nachdem,
welcher Zeitpunkt der frühere
ist; es sei denn, die Philippinen
und die teilnehmenden Regie-
rungen sowie die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft kom-
men überein, die Geltungsdauer
dieser Deklaration bis zu einem
späteren Zeitpunkt zu verlän-
gern.
5. Der Generaldirektor der
VERTRAGSPARTEIEN über-
mittelt unverzüglich eine be-
glaubigte Abschrift dieser De-
klaration sowie eine Notifika-
tion über jede Annahme dersel-
ben jeder Regierung, für die
diese Deklaration zur Annahme
aufliegt, und der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft.

6. GESCHEHEN zu Genf, am
neunten August neunzehnhun-
dertdreiundsiebzig, in einer ein-
zigen Urschrift in französischer
und englischer Sprache, wobei
beide Texte authentisch sind.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Rati-
fikationsurkunde wurde am 24. September 1974 beim GATT-Sekretariat hinterlegt; die Deklara-
tion tritt gemäß ihrer Ziffer 4 für Österreich im Verhältnis zu den Philippinen am 24. Ok-
tober 1974 in Kraft.

Kreisky

636.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

NEUNTE NIEDER-
SCHRIFT (PROCES-VER-
BAL) BETREFFEND DIE
VERLÄNGERUNG DER
DEKLARATION ÜBER
DEN VORLÄUFIGEN BEI-
TRITT TUNESIENS ZUM
ALLGEMEINEN ZOLL-
UND HANDELSAB-

KOMMEN
Die Vertragsparteien der De-

klaration vom 12. November



170. Stück — Ausgegeben am 31. Oktober 1974 — Nr. 636 2511

1959 über den vorläufigen Bei-
tritt Tunesiens zum Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommen
(im folgenden als „die Deklara-
tion" bzw. als „das Allgemeine
Abkommen" bezeichnet),

IN ANWENDUNG der
Ziffer 6 der Deklaration,

KOMMEN ÜBEREIN wie
folgt:

1. Die Geltungsdauer der De-
klaration wird durch Änderung
des Datums in Ziffer 6 auf
„31. Dezember 1975" verlängert.

2. Diese Niederschrift wird
beim Generaldirektor der VER-
TRAGSPARTEIEN des Allge-
meinen Abkommens hinterlegt.
Sie steht zur Annahme, durch
Unterzeichnung oder in anderer
Weise durch Tunesien und durch
die teilnehmenden Regierungen
offen. Sie tritt zwischen der Re-
gierung Tunesiens und einer
teilnehmenden Regierung in
Kraft, sobald sie von der Regie-
rung Tunesiens und von dieser
Regierung angenommen worden
ist.

3. Der Generaldirektor über-
mittelt eine beglaubigte Ab-
schrift dieser Niederschrift und
eine Mitteilung über jede An-
nahmeerklärung an die Regie-
rung Tunesiens und an jede Ver-
tragspartei des Allgemeinen Ab-
kommens.

GESCHEHEN zu Genf am
siebenten November neunzehn-
hundertdreiundsiebzig in einer
einzigen Urschrift in englischer
und französischer Sprache, wobei
beide Texte authentisch sind.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Rati-
fikationsurkunde wurde am 24. September 1974 beim GATT-Sekretariat hinterlegt; die Nieder-
schrift ist gemäß ihrer Ziffer 2 für Österreich im Verhältnis zu Tunesien am 24. September 1974 in
Kraft getreten.

Kreisky
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637.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

V e r t r a g

zwischen der Republik Österreich und der
Tschechoslowakischen Sozialistischen Repu-
blik über das Verfahren zur Untersuchung
von Vorfällen an der gemeinsamen Staats-

grenze

Die Republik Österreich und die Tschecho-
slowakische Sozialistische Republik,

von dem Wunsche geleitet, einvernehmlich
Vorfälle an der gemeinsamen Staatsgrenze zu
untersuchen und nach Möglichkeit solchen Vor-
fällen vorzubeugen,

sind übereingekommen, den folgenden Vertrag
zu schließen.

Zu diesem Zweck haben zu ihren Bevoll-
mächtigten ernannt:

der Bundespräsident der Republik Österreich
Herrn Dr. Georg S c h l u m b e r g e r , außer-

ordentlicher und bevollmächtigter Gesandter der
Republik Österreich in der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik,

der Präsident der Tschechoslowakischen
Sozialistischen Republik

Herrn Ing. Bohuslav C h ň o u p e k , Minister
für Auswärtige Angelegenheiten der Tschecho-
slowakischen Sozialistischen Republik,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten folgendes ver-
einbart haben:

Artikel 1

Die Vertragsstaaten werden bestrebt sein,
durch geeignete Maßnahmen Zwischenfälle an
der gemeinsamen Staatsgrenze sowie Schäden,
die durch Einwirkung vom Hoheitsgebiet des
einen Vertragsstaates auf dem Hoheitsgebiet des
anderen Vertragsstaates entstehen könnten (im
folgenden „Vorfälle" genannt), nach Möglichkeit
zu verhindern.

Artikel 2

Die Vertragsstaaten bilden zur Untersuchung
allfälliger Zwischenfälle an der gemeinsamen
Staatsgrenze sowie zur Feststellung von Schäden,
die durch Einwirkung vom Hoheitsgebiet des
einen Vertragsstaates auf dem Hoheitsgebiet des
anderen Vertragsstaates entstehen, eine öster-
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reichisch-tschechoslowakische Kommission zur
Untersuchung von Vorfällen an der gemeinsamen
Staatsgrenze (im folgenden „Kommission" ge-
nannt).

Artikel 3

(1) Die Kommission setzt sich aus acht Mit-
gliedern zusammen. Jeder Vertragsstaat bestellt
vier Kommissionsmitglieder, die die Delegation
des betreffenden Vertragsstaates bilden; ihre Mit-
glieder können sich vertreten lassen. Jede Dele-
gation kann nach Erfordernis Experten und
Hilfskräfte beiziehen.

(2) Jeder Vertragsstaat bestimmt aus dem
Kreis der Mitglieder seiner Delegation deren Lei-
ter und dessen Stellvertreter.

(3) Die Vertragsstaaten notifizieren einander
auf diplomatischem Weg den Namen des Leiters
ihrer Delegation sowie den seines Stellvertreters.

(4) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten seiner
Delegation einschließlich der Kosten der von ihr
beigezogenen Experten und Hilfskräfte.

Artikel 4

Die Kommission tritt zu außerordentlichen
oder ordentlichen Tagungen zusammen.

Artikel 5

(1) Zu den außerordentlichen Tagungen tritt
die Kommission auf Einladung eines Delegations-
leiters zusammen.

(2) Die Einladung ist an den Leiter der anderen
Delegation auf kürzestem Weg, nach Möglichkeit
fernmündlich, zu richten. In der Einladung ist
der Vorfall zu beschreiben sowie der Ort und die
Zeit des Zusammentreffens vorzuschlagen.

(3). Die Kommission tritt spätestens innerhalb
24 Stunden nach Empfang der Einladung zu-
sammen.

Artikel 6

Zu den ordentlichen Tagungen tritt die Kom-
mission mindestens einmal jährlich wechselweise
auf den Hoheitsgebieten der Vertragsstaaten zu-
sammen.

(2) Der Ort und die Zeit des Zusammen-
treffens werden in diesen Fällen auf diplomati-
schem Weg vereinbart.

Artikel 7

Die Vertragsstaaten haben sicherzustellen, daß
alle Spuren und Beweise, die sich auf einen Vor-
fall beziehen, erhalten bleiben.
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Artikel 8

(1) Die Kommission ist auf Verlangen einer
Delegation verpflichtet, die Untersuchung eines
Vorfalles an Ort und Stelle vorzunehmen. Die
Kommission einschließlich der Experten und
Hilfskräfte ist berechtigt, bei der Erfüllung dieser
Aufgabe das Hoheitsgebiet der Vertragsstaaten
zu betreten und ihre Tätigkeit zu jeder Tages-,
erforderlichenfalls auch Nachtzeit, auszuüben.

(2) Die Kommission einschließlich der Experten
und Hilfskräfte ist dabei berechtigt, die Staats-
grenze auch außerhalb der für den allgemeinen
Reiseverkehr bestimmten Grenzübergänge im
Beisein des zuständigen Grenzkontrollorgans des
anderen Vertragsstaates zu überschreiten.

Artikel 9

(1) Den Vorsitz in der Kommission führt am
ersten Verhandlungstag einer außerordentlichen
Tagung der Delegationsleiter, auf dessen Ein-
ladung die Kommission zusammengetreten ist.
Den Vorsitz am ersten Verhandlungstag einer
ordentlichen Tagung führt der Delegationsleiter
jenes Vertragsstaates, auf dessen Hoheitsgebiet
die Tagung stattfindet. In der Folge wechselt der
Vorsitz täglich.

(2) Die Kommission gibt sich die Geschäfts-
ordnung selbst. Die Verhandlungssprachen sind
Deutsch und Tschechisch bzw. Slowakisch.

(3) Über jede Tagung der Kommission ist ein
Protokoll in deutscher und tschechischer bzw.
slowakischer Sprache in zwei Urschriften, die von
den Delegationsleitern zu unterfertigen sind, zu
verfassen.

(4) Jede Delegation führt Hartdruck- und
Farbstempel mit dem Wappen ihres Staates, dem
Namen der Kommission und der Bezeichnung
der Delegation.

Artikel 10

(1) Die Kommission hat für ihre Untersuchun-
gen und Feststellungen alle zur Verfügung ste-
henden Beweismittel heranzuziehen, einschließ-
lich der von den Delegationen vorgelegten Unter-
lagen.

(2) Die Delegationen werden bemüht sein,
nach Lage des Falles auf die gütliche Regelung
eines entstandenen Schadens hinzuwirken.

Artikel 11

(1) Das Protokoll hat die Ergebnisse der Unter-
suchungen und die Feststellungen der Kommission
sowie allfällige Vorschläge zur Verhinderung von
Vorfällen zu enthalten. Soweit die Kommission
kein Einvernehmen erzielen sollte, sind die unter-
schiedlichen Ansichten im Protokoll festzuhalten.

(2) Das Protokoll ist den Regierungen der
Vertragsstaaten vorzulegen.
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Artikel 12

(1) Die Mitglieder der Kommission, die
Experten und Hilfskräfte dürfen zur Erfüllung
der in Artikel 2 genannten Aufgaben ohne Sicht-
vermerk, jedoch mit einem gültigen Reise-
dokument eines Vertragsstaates an den für den
allgemeinen Reiseverkehr bestimmten Grenz-
übergängen die Staatsgrenze überschreiten und
sich für die Dauer der Erfüllung dieser Aufgaben
auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertrags-
staates aufhalten, wenn sie

a) an einer außerordentlichen Tagung teil-
nehmen und der Grenzübertritt an dem
in der Einladung bezeichneten Grenzüber-
gang erfolgt,

b) an einer ordentlichen Tagung teilnehmen
und der Grenzübertritt an einem Grenz-
übergang und zu einem Zeitpunkt erfolgt,
die 24 Stunden vorher dem Leiter der
Delegation des anderen Vertragsstaates be-
kanntgegeben wurden.

(2) In jenen Fällen, in denen eine sichtver-
merksfreie Einreise gemäß Absatz 1 nicht vor-
gesehen ist, werden die Vertragsstaaten den Mit-
gliedern der Kommission, den Experten und
Hilfskräften zwecks Teilnahme an einer Tagung
die für die Einreise und den Aufenthalt erfor-
derlichen Sichtvermerke unverzüglich und
kostenfrei erteilen, wenn der Antragsteller im
Besitz eines gültigen Reisedokumentes des
anderen Vertragsstaates ist.

(3) Beim Grenzübertritt gemäß Artikel 8 Ab-
satz 2 ist keine Sonderbewilligung erforderlich.

(4) Die Mitglieder der Kommission, die Ex-
perten und Hilfskräfte dürfen bei der Erfüllung
der in diesem Vertrag vorgesehenen Aufgaben
auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertrags-
staates die Dienstuniform, jedoch keine Waffe
tragen.

Artikel 13

(1) Die Mitglieder der Kommission, die
Experten und Hilfskräfte dürfen auf dem
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates wegen
der Durchführung der in diesem Vertrag vor-
gesehenen Aufgaben auch nach deren Beendigung
nicht verfolgt werden. Sie unterliegen während
des durch diese Aufgaben bedingten Aufenthaltes
auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertrags-
staates keiner Festnahme oder Haft irgend-
welcher Art; dies gilt nicht in Fällen, in denen
sie bei einer vorsätzlich begangenen Straftat, die
nach dem Recht: des betreffenden Vertragsstaates
mit mehr als fünfjähriger gerichtlicher Freiheits-
strafe bedroht ist, auf frischer Tat betreten
werden.
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(2) Die für ihren persönlichen Gebrauch erfor-
derlichen Gegenstände sowie die von ihnen mit-
geführten Materialien, Land- und Wasserfahr-
zeuge, Geräte, Unterlagen, Dokumente und
Stempel dürfen nicht beschlagnahmt werden.

(3) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, für
den persönlichen Schutz und die körperliche
Sicherheit der Mitglieder der Kommission, der
Experten und Hilfskräfte sowie für die Unver-
letzlichkeit ihrer zur Ausübung ihrer Tätigkeit
mitgeführten Unterlagen, Dokumente und
Stempel zu sorgen.

(4) Wird ein Mitglied der Kommission, ein
Experte oder eine Hilfskraft eines Vertragsstaates
bei der Durchführung von Aufgaben, die ihm
nach diesem Vertrag obliegen, durch einen Un-
fall, der durch die vom anderen Vertragsstaat
mit Beziehung auf die Staatsgrenze getroffenen
Vorkehrungen verursacht worden ist, getötet
oder verletzt oder wird eine Sache, die er an
sich trägt oder mit sich führt, beschädigt oder
vernichtet, so hat der Vertragsstaat, der den
Geschädigten entsandt hat, dem Berechtigten den
vollen Schaden zu ersetzen, sofern nicht der
Geschädigte den Unfall vorsätzlich oder grob
fahrlässig verschuldet hat; alle übrigen Fragen
des Schadensersatzes bestimmen sich nach dem
Recht dieses Vertragsstaates.

(5) Wird ein Anspruch nach Absatz 4 gegen
einen Vertragsstaat geltend gemacht, so hat dieser
den anderen Vertragsstaat hievon unter Über-
mittlung der vorhandenen Unterlagen auf diplo-
matischem Weg in Kenntnis zu setzen. Dieser
hat die erforderlichen Untersuchungen anzu-
stellen und seine Stellungnahme innerhalb ange-
messener Frist auf gleichem Weg abzugeben.

(6) Soweit der eine Vertragsstaat nach Absatz 4
Schadenersatz geleistet hat, wird ihn der andere
Vertragsstaat entschädigen. Auch für sonstige
Leistungen, die der eine Vertragsstaat im Zu-
sammenhang mit dem Unfall auf Grund eines
Rechtsanspruches erbracht hat, hat ihm der
andere Vertragsstaat unter der Voraussetzung,
daß der Geschädigte den Unfall nicht vorsätzlich
oder grob fahrlässig verschuldet hat, Entschädi-
gung zu leisten.

Artikel 14

(1) Materialien, die aus dem Hoheitsgebiet des
einen Vertragsstaates in das Hoheitsgebiet des
anderen Vertragsstaates zur Durchführung der
in diesem Vertrag vorgesehenen Aufgaben ein-
gebracht werden, sind von allen Ein- und Aus-
fuhrabgaben befreit unter der Voraussetzung,
daß sie nach Durchführung der Aufgaben wieder
rückgeführt werden, es sei denn, die Rückführung
unterbleibt wegen völliger Abnützung oder
Untergangs der Materialien.
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(2) Die Mitglieder der Kommission, die
Experten und Hilfskräfte dürfen zu ihrem per-
sönlichen Gebrauch Reisegut einschließlich
Lebensmittel, Getränke, Medikamente und
Tabakwaren in einer der Dauer des Aufenthaltes
auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertrags-
staates angemessenen Menge frei von Ein- und
Ausfuhrabgaben mitführen.

(3) Waren, die nach den Absätzen 1 und 2
abgabenfrei bleiben, sind von Ein- und Ausfuhr-
verboten sowie von Ein- und Ausfuhrbeschrän-
kungen befreit.

(4) Die Vertragsstaaten sichern einander für
die Ein-, Aus- und Durchfuhr der zur Durch-
führung der in diesem Vertrag vorgesehenen
Aufgaben benötigten Waren eine erleichterte
Zollabfertigung und -Überwachung zu. Insbeson-
dere kann von der Ausstellung von zollamtlichen
Befunden Abstand genommen werden.

Artikel 15

Die Mitglieder der Kommission, Experten und
Hilfskräfte sind zur Verschwiegenheit gemäß den
entsprechenden Vorschriften des Vertragsstaates,
der sie entsandt hat, verpflichtet.

Artikel 16

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung.
Die Ratifikationsurkunden werden in Wien aus-
getauscht.

(2) Dieser Vertrag tritt am sechzigsten Tag
nach dem Austausch der Ratifikationsurkunden
in Kraft und bleibt für die Dauer eines Jahres
in Geltung. Sofern ihn einer der Vertragsstaaten
nicht sechs Monate vor Ablauf seiner Geltung
kündigt, verlängert sich die Geltung des Ver-
trages jeweils um ein weiteres Jahr.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
diesen Vertrag unterzeichnet und mit Siegeln
versehen.

Geschehen zu Prag, am 21. Dezember 1973,
in zwei Urschriften, jede in deutscher und
tschechischer Sprache, wobei beide Texte glei-
chermaßen verbindlich sind.

Für die Republik Österreich:
Schlumberger m. p.

Für die Tschechoslowakische Sozialistische
Republik:

Ing. Bohuslav Chňoupek m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Vizekanzler gegengezeichnete Rati-
fikationsurkunde wurde am 17. September 1974 ausgetauscht; der Vertrag tritt somit gemäß
seinem Art. 16 Abs. 2 am 16. November 1974 in Kraft.

Kreisky
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638.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER REPUBLIK TUNESIEN

ÜBER TECHNISCHE HILFE

Die Republik Österreich und die Republik Tu-
nesien sind,

im Hinblick auf die zwischen den beiden Län-
dern bestehenden traditionellen Bande als
Grundlage einer vertieften und wirksamen
Zusammenarbeit,

unter Berücksichtigung des beiderseitigen Nut-
zens, der einer engeren technischen Zusam-
menarbeit zwischen den beiden Ländern
entspringen würde,

vom Wunsche getragen, die bestehenden
freundschaftlichen Beziehungen zwischen bei-
den Ländern zu verstärken,

wie folgt übereingekommen :

Artikel 1

Die Vertragschließenden Teile werden die
Verwirklichung der Ziele der wirtschaftlichen
Entwicklung Tunesiens unter Mitwirkung der
österreichischen Wissenschaft und Technik nach
Maßgabe ihrer Möglichkeiten fördern.

Artikel 2

Die Republik Österreich wird sich bemühen,
gemäß einvernehmlich festzulegender Richtlinien
Fachkräfte der Republik Tunesien heranzubil-
den und ihre Fachkenntnisse zu vervollkommnen.

Artikel 3

Die Republik Österreich wird sich bemühen,
österreichische Fachkräfte über Wunsch der Re-
publik Tunesien bereitzustellen.

Artikel 4

Art und Umfang des Einsatzes von Fachkräf-
ten bleiben besonderen Vereinbarungen zwischen
den Vertragschließenden Teilen vorbehalten.

Artikel 5

Die Republik Tunesien verpflichtet sich, im
Zusammenhang mit der Entsendung von öster-
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reichischen Fachkräften nach Tunesien gemäß Ar-
tikel 3 dieses Abkommens insbesondere nachste-
hende Begünstigungen zu gewähren und Leistun-
gen zu erbringen:

a) Befreiung von Steuern und anderen fiskali-
schen Abgaben auf österreichischerseits be-
zahlte Gehälter, Bezüge und andere Zu-
wendungen während der Einsatzdauer in
Tunesien;

b) Befreiung des Übersiedlungsgutes und der
für den persönlichen Gebrauch der öster-
reichischen Fachkräfte und ihrer Familien-
angehörigen bestimmten Gegenstände von
allen Einfuhr- und Ausfuhrabgaben und
allfälligen Kautionen;

c) geeignete und angemessen eingerichtete
Wohnungen für die österreichischen Fach-
kräfte und ihre Familienangehörigen oder
eine von den Vertragschließenden Teilen
einvernehmlich festzusetzende adäquate
Wohnungszulage in bar;

d) Befreiung der Kraftfahrzeuge der öster-
reichischen Fachkräfte und ihrer Familien-
angehörigen von allen Einfuhr- und sonsti-
gen mit der Inbetriebnahme verbundenen
Abgaben und Gebühren, soweit die Ein-
fuhr innerhalb von drei Monaten nach
ihrer Ankunft in Tunesien erfolgt und die
Anzahl der eingeführten Kraftfahrzeuge
eine Einheit pro Familie nicht übersteigt;
eine allenfalls sich als erforderlich erwei-
sende Verlängerung dieser Frist wird ge-
währt werden. Sofern ein solcherart einge-
führtes Kraftfahrzeug von den in dieser
litera genannten Personen aus einem un-
vorhergesehenen Grund nicht mehr benützt
werden kann, gelten die Bestimmungen die-
ser litera sinngemäß auch bei der Einfuhr
eines weiteren Kraftfahrzeuges, wobei diese
Einfuhr unbefristet erfolgen kann;

e) Vorsorge für ärztliche und zahnärztliche
Behandlung sowie für Krankenhausaufent-
halt zu den gleichen Bedingungen, wie sie
für tunesische Beamte vorgesehen sind;

f) Ausstellung eines Ausweises für ausländi-
sche Funktionäre für die österreichischen
Fachkräfte zur Durchführung der ihnen
übertragenen Aufgaben;

g) jederzeitige, abgabenfreie und unverzüg-
liche Bewilligung der Ein- und Ausreise, der
Ein- und Ausfuhr der in lit. b) und d)
genannten Gegenstände, sowie die Ge-
währung der im Zusammenhang mit der



2520 170. Stück — Ausgegeben am 31. Oktober 1974 — Nr. 638

Durchführung der ihnen jeweils über-
tragenen Aufgaben notwendigen Arbeits-
und Aufenthaltsgenehmigungen für die
österreichischen Fachkräfte und ihre
Familienangehörigen ;

h) die Republik Tunesien wird bei der An-
wendung der oben genannten Bestimmun-
gen die den österreichischen Fachkräften
gewährten Vorrechte in keiner Hinsicht
enger auslegen, als es der allgemeinen Praxis
der Republik Tunesien gegenüber Fachkräf-
ten jeglicher anderen Staatsangehörigkeit
entspricht;

i) Einräumung desselben Schutzes für die
österreichischen Fachkräfte und ihre Fami-
lienangehörigen, wie er Experten inter-
nationaler Organisationen von gleichem
Rang in Tunesien gewährt wird.

Artikel 6

Die Republik Tunesien verpflichtet sich, im
Zusammenhang mit den von der Republik Öster-
reich oder in ihrem Auftrage von österreichischen
Institutionen und Unternehmungen für die Ver-
wirklichung von Projekten frei tunesischer Be-
stimmungshafen zur Verfügung gestellten Gegen-
ständen insbesondere nachstehende Leistungen zu
erbringen:

a) Übernahme der Kosten für Löschung, Um-
ladung, Weitertransport sowie Versiche-
rung ab tunesischem Bestimmungshafen bis
zum Ort der Verwendung in Tunesien;

b) Befreiung von Ein- und Ausfuhrzöllen und
sämtlichen Einfuhrabgaben sowie allen son-
stigen Abgaben und Steuern, einschließlich
Hafengebühren, staatlichen, regionalen und
kommunalen Abgaben.

Artikel 7

Die im Rahmen dieses Abkommens eingesetz-
ten österreichischen Fachkräfte werden in der
Republik Tunesien keine andere auf Gewinn ge-
richtete Tätigkeit ausüben.

Artikel 8

In der Absicht, die bestmögliche Anwendung
des vorliegenden Abkommens sicherzustellen,
haben die Vertragschließenden Teile die Schaffung
einer Gemischten Kommission beschlossen, mit
der Aufgabe, Maßnahmen zu prüfen und einver-
nehmlich vorzuschlagen, die. sie für die Anwen-
dung des vorliegenden Abkommens für zweck-
mäßig erachtet.

Artikel 9

1. Das vorliegende Abkommen tritt 60 Tage
nach der auf diplomatischem Wege erfolgten ge-
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genseitigen Notifizierung, daß die jeweiligen
staatsrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind, in
Kraft.

2. Das vorliegende Abkommen kann von
jedem der Vertragschließenden Teile unter Ein-
haltung einer dreimonatigen Frist schriftlich auf
diplomatischem Wege gekündigt werden.

3. Im Falle der Kündigung bleiben die Be-
stimmungen des vorliegenden Abkommens bis
zur Beendigung der den österreichischen Exper-
ten übertragenen Aufgaben oder/und bis zur
Vollendung der laufenden Projekte anwendbar.

Geschehen zu Tunis, am 17. Oktober 1973 in
zwei Urschriften in deutscher und französischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen
authentisch sind.

Für die Regierung der Republik Österreich :

Hans Pasch m. p.

Für die Regierung der Republik Tunesien:

Ghariani m. p.

Die Ratifikationsurkunde wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundes-
kanzler gegengezeichnet; das Abkommen tritt, nachdem die in seinem Art. 9 Abs. 1 vorgesehenen
Notifizierungen durchgeführt wurden, am 15. November 1974 in Kraft.

Kreisky
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